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Antrag 09/II/2022

Jusos LDK

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Bundesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt bei Annahme Leitantrag (Konsens)

Verbraucher*innen schützen – umverteilen jetzt!
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Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine hat ganz Eu-

ropa in eine schwere Krise gestürzt. Die Auswirkungen

auf Deutschland haben nicht lange auf sich warten las-

sen. Auch wenn mit Nachdruck nach Alternativen zu rus-

sischen Rohstoffen gesucht wird, steigen die Preise, Lie-

ferschwierigkeiten halten an und ein gedämpftes Wirt-

schaftswachstum zeichnet sich auch in Deutschland ab.

Die Wirtschaftsleistung liegt noch immer ein Prozent un-

ter dem Vor-Corona-Niveau Ende 2019. Gleichzeitig führt

die steigende Inflationsrate dazu, dass es für Arbeitneh-

mer*innen zu Reallohnverlusten kommt und Rentner*in-

nen, Azubis, BAföG-Empfänger*innen und Transferleis-

tungsempfänger*innen faktisch immer weniger Geld zur

Verfügung haben. Die aktuelle Situation hat teils ver-

heerende Auswirkungen auf diejenigen Verbraucher*in-

nen, die wie 50 Prozent der Deutschen über kaum nen-

nenswerte Ersparnisse verfügen bzw. schon vor der an-

haltenden Teuerung am Ende des Monats nichts zurück-

legen konnten. So sind das erste Mal seit den Hartz-IV-

Reformen Menschen wieder in großer Zahl von gesell-

schaftlichem Abstieg bedroht. Die Tafeln klagen schon

über immermehrKund*innen, die sie teilweisenichtmehr

versorgen können. Während es schon Anstrengungen für

Entlastungen gab, haben diese nur teilweiseWirkung ge-

zeigt und gehen nicht weit genug. Während die Men-

schen in der Ukraine unter Russlands Bombenterror lei-

den und der rasante Anstieg der Lebenshaltungskosten

viele Menschen in Deutschland vor große Probleme stellt,

streichen einige Unternehmen ungehindert Krisengewin-

ne ein.Was wir nun brauchen, ist ein Konzept, welches

die Verbraucher*innen schützt und Unternehmen in die

Pflicht nimmt. Ziel muss es sein, Gewinne umzuverteilen

und Verbraucher*innen vor der Entwertung ihrer Löhne

bzw. staatlichen Leistungen zu schützen.

 

Vermögensabgabe einführen!

Die Einsetzung einer Vermögensabgabe ist im Grund-

gesetz für besondere Krisensituationen vorgesehen. Sie

setzt wirksam an der sich immermehr verstärkenden Ver-

mögenskonzentration an und gewährleistet, dass in be-

sonderen Krisen, wie wir sie derzeit erleben, besonders

die zahlen, denen es finanziell sehr gut geht, und so für

Entlastungen der finanziell Schwächeren zahlen. Im Ge-

gensatz zur Vermögenssteuer wird die Abgabe einmalig

fällig und soll nur das oberste Prozent der Vermögenden

treffen. Kleine und mittelständige Unternehmen oder Fa-

milien mit wenig Grundbesitz sind durch Freibeträge ge-
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schützt. Auch wenn nur die oberen 10% der Vermögen so

abgabepflichtig werden, kann mit einem enormen Auf-

kommen gerechnet werden.

 

Wir fordern daher:

 

• Die Erhebung einer einmaligen Vermögensabgabe

auf individuelle Nettovermögen natürlicher Perso-

nen, die einen Freibetrag in Höhe von 2 Mio. über-

schreitet. Für Betriebsvermögen gilt ein separater

Freibetrag von 5 Mio. Euro. Die Vermögensabgabe

startet bei 10% und steigt linear-progressiv auf 50%

ab einem Vermögen von 50 Mio. Euro an.

• Die Vermögensabgabewird in jährlichen Raten über

20 Jahre gezahlt.

• Die Vermögensabgabe soll bei immobilem Kapital

und Unternehmensbeteiligungen auch in Form von

staatlichen Anteilen geleistet werden können.

• Um Anreizen zur Verringerung abgabepflichtiger

Vermögen entgegenzuwirken, liegt der allgemei-

ne Bewertungsstichtag in der Vergangenheit, bspw.

Am Tag des entsprechenden Kabinettsbeschlusses

 

Übergewinnsteuer einführen!

Die Krisen- und Kriegsgewinne einiger profitierender Un-

ternehmen müssen insbesondere in Zeiten, in denen im-

mer mehr Menschen von Armut bedroht sind, dem Allge-

meinwohl zu Gute kommen und dieses finanzieren. Eine

Übergewinnsteuer, das zeigen Beispiele aus Großbritan-

nien und Italien, ist effektiv in der Lage, etwaige Gewinne

aus Krisen gezielt zu besteuern und so dem Gemeinwohl

zuzuführen.

 

Die Debatte um eine Übergewinnsteuer dreht sich vor al-

lem um sehr hohe Gewinne. In einer Marktwirtschaft, die

vor allem von denen verteidigt wird, die sich jetzt gegen

eine Übergewinnsteuer stellen, werden Preise auch als

Signal verstanden. Besonders hohe Gewinne zeigen an,

dass Wettbewerb nicht funktioniert und Preise zu hoch

sind.Temporär könnenGewinneoder das Strebennach ih-

nen positiv sein und Innovation fördern, solange sie zeit-

lich begrenzt bleiben. Innovationen sollen langfristig von

allen übernommen werden, sodass durch den Wettbe-

werb Preise und Gewinne wieder fallen. Doch an diesem

Punkt versagt der Markt nun und es entstehen sehr hohe

Gewinne, denn Unternehmen wie die der Mineralölwirt-

schaft profitieren nicht von Innovation, die übernommen

werden kann, sondern von Krisen und Krieg. Keine zusätz-

liche Leistung hat sie zu den Gewinnen gebracht, es ist

nur das Leid anderer. Diese Gewinne, die über den Leis-

tungsgewinn hinausgehen und nach Abzug der Kapital-

kosten verbleiben, werden dann als Übergewinn bezeich-

net. Anstatt in einen Wettbewerb zu treten, nutzen Kon-
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zerne ihre Marktmacht, um ein hohes Preisniveau durch-

zusetzen und auch dann zu erhalten, wenn dieMarktprei-

se für zugrunde liegende Güter wieder fallen. Eine Steu-

er, die wie diese amGewinn ansetzt, kann darüber hinaus

auch nur schlecht auf Preise umgewälzt werden. Anders

als Verbrauchs- oder Umsatzsteuern wird nicht das ein-

zelne Produkt teurer, weil die gewinnorientierten Unter-

nehmen sonst auf Gewinne durch einen höheren Absatz

verzichten würden.

 

Eine Übergewinnsteuer ist ein effizientes Instrument, um

sehr hohe und leistungslose Gewinne abzuschöpfen und

die Einnahmen für zusätzliche Entlastungen von oben

nach unten umzuverteilen. Gleichzeitig sind Mineralöl-

konzerne vornehmlich in Oligopolen organisiert. Auch,

wenn das Bundeskartellamt die Preisentwicklungen be-

sonders scharf beobachtet, fehlt es imKartellrecht ankon-

sequenterenMaßnahmen, dieMacht der Konzerne zu ver-

ringern und einzugreifen.

 

Wir fordern daher:

• Die Einführung einer Übergewinnsteuer. Aufgrund

ihrer Einfachheit soll diese zunächst kurzfristig als

einmalige Abgabe nach dem „italienischen Modell“

erhoben werden. Übergewinne werden dabei auf

Basis der angemeldeten Umsätze festgestellt und

in unserem Vorschlag mit 50% besteuert. Weiter-

hin soll befristete, aber wiederkehrende Abgabe zur

branchenübergreifenden Abschöpfung der im Rah-

men multipler Krisen entstanden Übergewinne ge-

schaffen werden. Dies soll auf supra- und interna-

tionaler Ebene koordiniert und nachMöglichkeit als

europäisches Recht umgesetzt werden.

• Das Kartellrecht muss verschärft werden. Dabei

muss die Möglichkeit der Zerschlagung von Kon-

zernen geschaffen sowie die Maßnahme der Ent-

eignung als ultima ratio bei Machtmissbrauch ge-

prüft werden. Weitergehend müssen Gewinne von

Kapitalgesellschaften wieder höher besteuert wer-

den und diese Steuer progressiv ansteigen.

 

Mieter*innen entlasten!

Auch Vermieter*innen, insbesondere solche, die als Akti-

engesellschaften organisiert sind, profitieren von der Kri-

se. So werden als Ausgleich der Inflation nicht nur die Ne-

benkosten massiv erhöht, sondern auch die Kaltmieten

teilweise angehoben. So werden die Mieter*innen min-

destens als Inflationsausgleich ausgenutzt, teilweisewird

dieser Vorwand genutzt, um noch mehr Gewinn zu gene-

rieren. Diese Erhöhung der ohnehin enorm hohenMieten

in Zeiten von allgemein steigenden Preisen führt zu enor-

men Existenzängsten und kann im schlimmsten Fall zum

Verlust derWohnung führen. Das ist nicht hinzunehmen.
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Umdiesen Entwicklungen entgegenzuwirken, fordernwir

ein sofortiges und umfassendes Mietenmoratorium. Dies

schütztMieter*innen falls sie ihreMiete nicht zahlen kön-

nen, vor der Kündigung ihrer Wohnung. Diese Maßnah-

me ist aber lange nicht ausreichend. Nach dem Scheitern

des Mietendeckels vor dem Bundesverfassungsgericht ist

klar, dass mietenpolitische Fragen vor allem auf der Bun-

desebene angegangen werden müssen. In der aktuellen

Situation müssen dabei alle Möglichkeiten ausgeschöpft

werden, um Mieter*innen zu schützen. So sind Möglich-

keiten zu finden, insbesondereMieterhöhungen, die nicht

auf die derzeitige Krise zurückzuführen sind, wie die Erhö-

hung der Kaltmiete, zu unterbinden.

 

Des Weiteren fordern wir das Verbot von Indexmieten.

Bei Indexmieten wird der Mietpreis nicht auf einen Be-

trag festgelegt, sondern anhand von verschiedenen Ein-

flussfaktoren, wie den durchschnittlichen Kosten für ei-

nen Haushalt, ausgehend von einem Basispreis gestei-

gert. Bei einer Inflation führt dies zu einer massiven

Mietpreissteigerung, obwohl die steigenden Lebenskos-

ten die Mieter*innen ebenso betreffen. Bei Indexmieten

wird deutlich, wie Wohnraum als Spekulationsobjekt be-

handelt wird. Insbesondere in Zeiten steigender Preise

geht dies massiv zu Lasten der Mieter*innen.

 

Die steigenden Energiekosten sind für viele Menschen ei-

nemassive Belastung. Dass diese unter anderemauch auf

Marktspekulationen beruhen, ist nicht hinnehmbar. Für

uns ist klar: Jede*r hat ein Recht auf ein warmes Zuhau-

se. Die dafür erforderliche Energiemuss damit auch für je-

de*n bezahlbar bleiben.Wir begreifen Energie als öffentli-

che Daseinsvorsorge, die für ein würdiges Leben dringend

notwendig ist. Gleichzeitig erkennen wir an, dass in der

jetzigen Situation Energieeinsparungen erforderlich sind.

Wir fordern:

 

• die Einführung eines Energiepreisdeckel, der für den

Grundbedarf jedes Erwachsenen und jedes Kindes

den Preis begrenzt, um die Versorgung auch im Fall

von sozialen Härten sicherstellen zu können.

• Sollten die Kosten auf dem globalen Markt die Hö-

he der Preisdeckelung übersteigen, ist der Staat in

der Pflicht, diese Differenz zur Sicherstellung der

Grundversorgung aufzufangen. Der Energiepreisde-

ckel kann daher dazu beitragen, Verbraucher*in-

nenverhalten dahingehend zu lenken, dass der Ver-

brauch über die Grundversorgung hinaus so gering

wie möglich bleibt.

• Die den Energiepreisdeckel entstehendenMehrkos-

ten an staatlichen Ausgaben dürfen allerdings nicht

als Ausrede für Nicht-Investitionen in erneuerbare
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Energien genutzt werden. Diese müssen aus Grün-

den des Klimaschutzes massiv ausgebaut werden,

darüber hinaus wird nur der Ausbau dieser uns aus

der Abhängigkeit unserer Energiezufuhr von des-

potischen und menschenfeindlichen Staaten, wie

Russland oder Katar führen.

• Die begrenzte Abzugsfähigkeit von gestiegenen En-

ergiekosten im Rahmen der Einkommenssteuer für

Arbeitnehmer*innen und Selbstständige im Rah-

men der Einkommenssteuer, die nicht mit bereits

bestehenden Pauschalen verrechnet wird.

• Erweiterung der Energiepreispauschale auf Schü-

ler*innen, Auszubildende, Studierende und Ren-

ter*innen

• Einführung eines Moratoriums für Gas- und Strom-

sperren sowiedie EinführungeinesMoratoriums für

betriebskostenbedingte Mietkündigungen bei Zah-

lungsverzug der Mieter*innen über die Energiekri-

se hinweg, damit niemandohneWohnung,Heizung

und Strom dastehen muss.

 

Lebensmittel bezahlbar halten!

Neben gestiegenen Energie- und Mietkosten sind auch

Gegenstände und Lebensmittel des täglichen Bedarfs

massiv gestiegen. Dies liegt hier meist weniger an Spe-

kulationen, sondern daran, dass Putins Regime insbeson-

dere Getreide als lebenswichtige Nahrungsgrundlage vie-

ler Menschen, besonders auch im globalen Süden, als

Druckmittel in einemvölkerrechtswidrigen Krieg einsetzt.

Auch in Deutschland sind Lebensmittel deutlich teurer

geworden. Insbesondere Menschen, die Sozialleistungen

beziehen oder ein geringes Einkommen haben, müssen

sich sorgen, ob sie wie gewohnt Lebensmittel einkaufen

können. Auch darf eine gesunde und nachhaltige Ernäh-

rung kein Luxus sein. Während große Konzerne weiter-

hin enormeProfite einfahren, kämpfenHaushalte, die von

Transferleistungen leben, immer öfter mit armutsbeding-

ter Mangelernährung und auch Hunger. Denn 5 Euro für

Lebensmittel und Getränke pro Tag, wie sie der Hartz-

IV-Regelsatz vorsieht, reichen nicht für eine vollwertige

Mahlzeit. Die Folgen von Ernährungsarmut sind vor allem

für Kinder weitreichend. Denn die Versorgung mit Nähr-

stoffen ist grundlegend für eine gesundeEntwicklungund

echte Chancengleichheit. Damit sich alle Menschen wei-

terhin Lebensmittel leisten können, fordern wir:

 

• die Aussetzung derMehrwertsteuer auf Lebensmit-

tel bis aufWeiteres,

• die deutliche Erhöhung des Hartz-IV-Satzes für Le-

bensmittel sowie eine entsprechende Anpassung

für Empfänger*innen der Grundsicherung und an-

derer Sozialleistungen,

• zusätzliche Sonderzahlungen zumAusgleich der ge-
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stiegenen Kosten, die die Menschen bisher tragen

mussten.

• Die aktuelle Situation in der Landwirtschaft muss

genutzt werden, um die Landwirtschaft in Euro-

pa und Deutschland auch mit Blick auf den Klima-

wandel krisenfest zu machen und Abhängigkeiten

zu reduzieren. Nur so kann langfristig eine güns-

tige und gesunde Nahrungsmittelversorgung gesi-

chertwerden. Das bedeutet, dass anderUmsetzung

von Biodiversitäts- und Klimaschutzzielen im Be-

reich der Landwirtschaft festgehaltenwerdenmuss.

Hier darf es keine Rückschritte geben.

 

Die gestiegenen Kosten betreffen nicht nur das Essen im

Supermarkt, sondernauchEssensangebote inKitas,Hoch-

schulen,Unternehmenund imöffentlichenDienst. InUnis

sind die Angebote deutlich stärker zu bezuschussen, so-

dass mindestens auf das Preisniveau wie vor dem Beginn

des Angriffs auf die Ukraine. Aber auch in Unternehmen

und im öffentlichen Dienst sind Angebote insbesondere

für Geringverdienende zu bezuschussen. Dies kann über

eine separate Abrechnung mit dem Gehalt erfolgen. Kon-

kret fordern wir:

 

• Günstige Essensangebote im öffentlichen Dienst

und Unternehmen. Hierbei ist für Angestellte mit

geringem Einkommen ein Zuschuss zu zahlen.

 

Allerdings sind auch bei Lebensmittelproduzent*innen

und -handelsunternehmen Spekulationen und übermäßi-

ge Gewinne im Zuge der Krise zu befürchten und entspre-

chend zu vermeidenundggf. abzuschöpfen.Hier ist insbe-

sondere das Kartellamt gefragt, Preisabsprachen und Spe-

kulationen zu verhindern. Dazu sind intensivere Kontrolle

notwendig.

 

Studierende & Auszubildende schützen!

Studierende und Auszubildende treffen die gestiegenen

Lebenshaltungskosten besonders hart. Aktuellen Erhe-

bungen zufolge gelten nicht nur 30 % aller Studierende

als arm, sondern mit einem mittleren Einkommen von

802 Euro auch als besonders schwer von Armut betroffen.

Für uns ist klar: Studierende und Auszubildende müssen

unbedingt von weiteren Entlastungszahlungen wie dem

Heizkostenzuschuss profitieren.

 

Um Studierende vor dem Ausmaß der Krise zu bewah-

ren, ist eine Anpassung des BAföG dringend erforder-

lich. Die jüngst beschlossene BAföG-Reform ist mit ei-

ner Anhebung der Bedarfssätze um 5,75 Prozent ange-

sichts der parallel stärker gestiegenen Inflation keine Hil-

fe. Gleichzeitig bemisst sich der Beitrag zur studentischen

Krankenversicherung am BAföG-Höchstsatz, was für viele
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Nicht/BaföG-Bezieher*innen zu steigenden Kosten führt.

Wir fordern:

 

• eine Erhöhung und die regelmäßige, automatische

Fortschreibung der BAföG-Sätze,

• eine Ausweitung des Anspruchsberechtigtenkrei-

ses, bspw. durch eine Erhöhung der Freibeträge für

das Einkommen der Eltern.

• die Absicherung der sozialen Angebote der Studie-

rendenwerke imWinter.

• das Aussetzen der Kopplung von BaföG-Satz und

Beitrag in der studentischen Pflichtversicherung

(KvdS)

 

Mensen müssen auch bei weiter steigenden Energieprei-

sen geöffnet bleiben und Studierenden weiterhin eine

günstige Mahlzeit anbieten. Auch die Wohnheime müs-

sen zuverlässigweiter betriebenundggf. durchfinanzielle

Hilfen der Länder entlastet werden.Wir fordern:

 

• eine stärkere Bezuschussung der Studierendenwer-

ke. Dabei muss sichergestellt werden, dass dieses

Geld für vergünstigtes Essen in denMensen und Ca-

feteria eingesetzt wird.

 

Der Mangel an günstigem Wohnraum ist für Auszubil-

dende besonders relevant: Beispielsweise durch fehlende

Azubi-Wohnheime sind dieMietkosten ohnehin hoch und

machen einen Großteil der Ausbildungsvergütung aus.

Mit den Mehrkosten dürfen Auszubildende jetzt nicht al-

lein gelassen werden! Daher fordern wir im Einklang mit

der DGB-Jugend

 

• eine Erhöhung der Mindestausbildungsvergütung

ummindestens 130 Euro und die Erhöhung der „Be-

rufsausbildungsbeihilfe“

7


	Antrag 09/II/2022 Verbraucher*innen schützen – umverteilen jetzt!

